
Hamburger Studien
zum Europäischen und Internationalen Recht

Band 40

Die Europäische Union
und Südafrika

Bilaterale Handelsbeziehungen im Lichte
des GATT und der WTO

Von

Johann Weusmann

�������	
Duncker & Humblot · Berlin



JOHANN WEUSMANN

Die Europäische Union und Südafrika



Hamburger Studien
zum Europäischen und Internationalen Recht

Herausgegeben von

Thomas Bruha, Meinhard Hilf, Hans Peter Ipseṅ ,
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Einleitung

Das weltweite Zusammenwachsen der Märkte für Waren, Dienstleistun-
gen und Kapital ist zu einem bestimmenden Faktor der wirtschaftlichen
Entwicklung im Zeitalter der Globalisierung geworden. Handelsströme las-
sen sich nicht mehr an nationalen Grenzen aufhalten, sondern bewegen sich
zunehmend in regionalen oder globalen Märkten. Angesichts des Geflechts
weltwirtschaftlicher Beziehungen stehen die Staaten vor neuen Herausforde-
rungen. Sie sind mehr denn je darauf angewiesen, global miteinander zu
kooperieren, um die Barrieren zu beseitigen, die den grenzüberschreitenden
Handel gefährden. Vor diesem Hintergrund konnte im Januar 1995 die
Welthandelsorganisation (WTO) aus dem Allgemeinen Zoll- und Handels-
abkommen (GATT) hervorgehen, das seit dem Jahr 1947 die Rechtsgrund-
lage für den internationalen Handel bildete. Die WTO bietet der Völker-
gemeinschaft einen beispiellosen institutionellen Kooperationsrahmen. Da-
rüber hinaus sind gegenüber dem GATT 1947 viele neue materiellrechtliche
Regelungsbereiche hinzugekommen.

Diese Erfolge im Ausbau des multilateralen Handelssystems konnten den
Trend zur Schaffung regionaler Integrationszonen gleichwohl nicht aufhalten.
So hat sich die Zahl der von 1948 bis 1994 unter dem GATT angemeldeten
124 Freihandelsabkommen seit Bestehen der WTO mehr als verdoppelt. Diese
Entwicklung dürfte sich in der Tendenz eher noch verstärken, wenn die Be-
mühungen um Fortschritte bei der Liberalisierung des Welthandels auf multi-
lateraler Ebene im Rahmen der WTO nicht mit der gewünschten Geschwin-
digkeit vorankommen. So bewegt sich der Welthandel im Spannungsfeld mul-
tilateraler und regionaler Integration. Dabei verfolgen beide Ansätze die
gleichen Ziele: eine Zunahme des Handels, eine Diversifizierung der wirt-
schaftlichen Beziehungen, eine Förderung nachhaltiger Entwicklung und im
Ergebnis eine Mehrung des Wohlstandes der beteiligten Volkswirtschaften.

Mit entsprechenden Erwartungen haben auch die Europäische Gemeinschaft
und Südafrika, beide Mitglieder der WTO, ihre Handelsbeziehungen mit dem
im November 1999 geschlossenen „Abkommen über Handel, Entwicklung und
Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitglied-
staaten einerseits und der Republik Südafrika andererseits“ (TDCA)1 auf eine

1 „Agreement on Trade, Development and Cooperation between the European
Community and its Member States, on the one part, and the Republic of South
Africa, on the other part“, Abl. EG Nr. L 311/3 vom 4.12.1999.



neue Grundlage gestellt. Sie folgten damit dem regionalen Ansatz, der ihnen
die am besten geeignete Antwort auf die besonderen Herausforderungen im
europäisch-südafrikanischen Handel zu sein schien. Letztere sind gekennzeich-
net durch gravierende Unterschiede zwischen den beiden Wirtschaftsräumen.
Die Europäische Gemeinschaft ist Südafrikas größter Handels- und Investi-
tionspartner, der für mehr als 40 Prozent seiner Importe, 40 Prozent seiner Ex-
porte sowie über 70 Prozent der ausländischen Direktinvestitionen verantwort-
lich ist. Dagegen spielt der südafrikanische Markt für die Europäer eine un-
gleich weniger bedeutende Rolle. Nur 1,3 Prozent der weltweiten Exporte der
Gemeinschaft wandern in die Republik am Kap, deren Exporte ebenfalls nur
1,9 Prozent der Importe der Gemeinschaft ausmachen. Ein Blick auf diese Zah-
len verdeutlicht, dass es sich bei weitem um kein Verhältnis unter Gleichen
handelt. Doch welche Konsequenzen sind daraus zu ziehen? Welche Möglich-
keiten angepasster Lösungen bietet das Welthandelssystem und inwieweit ist es
möglich, im Rahmen einer Regionalpartnerschaft eigene Wege zu gehen? Um
diese Fragen haben die Gemeinschaft und Südafrika in jahrelangen Verhand-
lungen gerungen. Schließlich konnte ein Abkommen unterzeichnet werden, das
den Anspruch erhebt, einerseits den besonderen Bedürfnissen beider Seiten ge-
recht zu werden, andererseits aber auch mit Vorschriften der Welthandelsord-
nung in Einklang zu stehen. Das Vertragsverhältnis stellt die seit Jahrhunderten
bestehenden bilateralen Handelsbeziehungen formal erstmals auf eine umfas-
sende Grundlage.

Die vorliegende Arbeit betrachtet die europäisch-südafrikanischen Han-
delsbeziehungen im Lichte der Vorschriften des GATT und der WTO. Im
ersten Kapitel werden die Anfänge des Handels von der „Kolonialzeit“ bis
zum Abschluss der genannten bilateralen Freihandelsvereinbarung im Hin-
blick auf die Vorgaben des GATT 1947 untersucht, wobei besonderes Au-
genmerk auf die Rechtmäßigkeit der EG-Wirtschaftssanktionen während
der Apartheid sowie die im Anschluss übergangsweise gewährten Handels-
präferenzen gerichtet wird. Das zweite Kapitel beleuchtet die Vereinbarkeit
der Freihandelsvereinbarung mit den Anforderungen des Art. XXIV GATT
1994, der den rechtlichen Rahmen für die Bildung einer Freihandelszone
für den Warenhandel bildet. Im dritten Kapitel wird die Rechtmäßigkeit der
wesentlichen Regelungen der neuen Handelsordnung im Rahmen einer ver-
gleichenden Darstellungen mit dem geltenden WTO-Recht untersucht. Das
vierte Kapitel widmet sich dem Agrarhandel, der als sensibler Sektor eine
Sonderstellung in den bilateralen Beziehungen einnimmt. Schließlich wer-
den im fünften Kapitel die sich den Vertragspartnern bietenden Rechts-
schutzmöglichkeiten in bilateralen Handelsstreitigkeiten dargestellt. Ein kur-
zes Schlusswort rundet die Arbeit ab.
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A. Die Entwicklung der Handelsbeziehungen
zwischen Europa und Südafrika und

deren Rechtsgrundlagen

I. Von den Anfängen des Handels
bis zur wirtschaftlichen Isolation aufgrund

der Apartheid

1. Der Handel mit der Siedlerkolonie

Die Handelsbeziehungen zwischen Europa und Südafrika reichen bis in
das Jahr 1652 zurück. Damals legte der Holländer Jan van Riebeck mit drei
Schiffen und knapp 100 Mann am Kap an. Er stand in Diensten der Ost-
indien Kompanie, die im 17. und 18. Jahrhundert den Seehandel Europas mit
dem asiatischen Subkontinent beherrschte und hatte von ihr den Auftrag er-
halten, am Kap eine Versorgungsstation zu errichten, um die dort verkeh-
renden Handelsschiffe mit frischen Nahrungsmitteln zu versorgen. Die eu-
ropäischen Eindringlinge beschlossen schon bald nach ihrer Ankunft, selbst-
ständige Bauern aus der Heimat in der Tafelbucht anzusiedeln, damit sie
nicht länger auf den Handel mit den einheimischen Khoikhoi angewiesen
waren. Das fruchtbare Kapland bot den vorwiegend holländischen und nie-
derdeutschen Siedlern beste Voraussetzungen für Ackerbau und Viehzucht.
Doch als Großbritannien 1806 die Kolonialherrschaft in Südafrika über-
nahm, kam es zu Konflikten mit den eigenwilligen „Buren“. Diese verlie-
ßen daraufhin kurzerhand das Kap, um in einem beschwerlichen „Großen
Treck“ in den Norden und Osten des Landes vorzudringen, wo es zu zahl-
reichen blutigen Auseinandersetzungen mit der einheimischen schwarzen
Bevölkerung kam.1 Als dann gegen Ende des 19. Jahrhunderts bei Kim-
berly Diamanten und in der Umgebung Johannesburgs, im so genannten
„Witwatersrand“, Gold gefunden wurde, kamen erneut viele europäische
Siedler ans Kap. Der einsetzende Handel mit den Edelmetallen trug erheb-

1 Die bedeutenste Schlacht fand am 16. Dezember 1838 statt, als es 460 Buren
am heutigen Blood-River (Natal) gelang, eine Übermacht von 12.000 – mit Speeren
bewaffneten – Zulus zu schlagen, indem sie eine Wagenburg bildeten und die an-
rennenden Zulus mit Kanonen und Gewehren bezwangen. Der nach einem Gelöbnis
gegenüber Gott errungene Sieg wurde im Verlauf der Geschichte mystifiziert und
gilt als Geburtsstunde der „burischen Nation“, Michler, Weißbuch Afrika, S. 143.


